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IM TOTEN WINKEL ■  Große Koalition und Gesellschaft reden
aneinander vorbei

Die Aschermittwochsreden sind vor-
bei, die Rauch- und Alkoholschwa-
den weggelüftet, der Blick auf die Re-
publik ist wieder frei. Markanter als

zuvor lässt sich erkennen: Regierung und Ge-
sellschaft stehen quer zueinander. Jede Zeit
habe ihre Themen, so lautet eine Politiker-
Weisheit. Und diese Themen suchten sich je-
weils ihre Mehrheiten und Koalitionen. Trifft
das zu, dann ist bei uns diese Suche noch in
vollem Gange. Noch passt da nichts zusam-
men. Vielmehr sind Themen, die der Gesell-
schaft wichtig sind, für die Regierenden rand-
ständige; und umgekehrt. Nun ist dieser Be-
fund nicht brandneu. Aber gerade das macht
seine Brisanz aus: Es hat sich viel aufgestaut
an Verdruss, an tiefsitzendem Ärger, was sich
entlädt in einem schlechten Ansehen der
großen Koalition, aber auch der Politik. Wel-
ches sind die Themen, die aus Sicht einer brei-
ten gesellschaftlichen Mehrheit diese Zeit prä-
gen und bisher vergeblich nach einer wirk-
mächtigen Koalitions-Mehrheit fahnden?

Thema eins: die Natur und damit sich selbst
schützen; den Klimawandel abwenden und
sich verlässlich mit ge-
sunden Lebensmitteln
wie umweltschonender
Energie versorgen kön-
nen. Das will diese Ge-
sellschaft und nicht
mehr allein – wie einst –
der wohlhabende Öko-
Mittelschichtler, der
sonst keine Sorgen hat. Es ist so, spätestens
seit die große Mehrheit ahnt, dass dieses Um-
steuern auch eine Frage der ökonomischen
Wettbewerbsfähigkeit und von Erfolgen am
Arbeitsmarkt ist.

Thema zwei: den Kindern, der Jugend die
Zukunft nicht verbauen, sondern eröffnen.
Das heißt vor allem: Bildung für alle, um
Klassen-Grenzen einzureißen, die heute of-
fenkundig wieder so dicht wie früher sind.
Das heißt auch, eine Infrastruktur an Kin-
derkrippen und Kindergärten zur Verfügung
stellen, die wenigstens mit der gleichzieht, die
in anderen Industrie-Staaten längst Alltag ist. 

Thema drei: zu einem Wirtschaften und Ar-
beiten zurückfinden, das ein Fundament an
sozialer Sicherheit garantiert – die möglichen
Instrumente: Mindestlohn, Grundeinkom-
men, Grundsicherungen – und für das bür-
gerliche Umgangsformen wie Fairness und
Respekt selbstverständlich sind; letztere
brauchen eben auch eine materielle Basis.

Keine Frage: Die Regierung Merkel küm-
mert sich um diese drei Politik-Felder. Der
Kurzdurchlauf: Mindestlohn oder Kombi-
lohn, ja, nein; mehr erneuerbare Energien,
doch lieber mehr Atomkraft; weniger Koh-
lendioxid, mehr Hilfe für die Auto-Bosse;
mehr Kinderkrippen, eher nicht; die vierte,
fünfte Bafög-Nullrunde in Folge, Eliten för-
dern; Studiengebühren einführen, Chancen-
gleichheit beschwören; die Bio-Bauern för-
dern, höhere Schadstoff-Werte bei Lebens-
mitteln zulassen. Keine Frage: Die große Ko-
alition widmet sich diesen Themen. Mal auf-
geregt, mal gelassen, meist unter ferner liefen,
nie als Hauptprogramm, mal geht es einen

Schritt voran, dann zwei zurück, heute wird
das Richtige getan, morgen wird es konter-
kariert. Der großen Koalition sind diese The-
men ziemlich egal, sonst würde sie mit ihnen
nicht so umgehen. Und das ist kein Zufall.

Im Zentrum steht für die Regierenden viel-
mehr eine andere Politik, auch ein anderes
Verständnis von Politik: Die Koalition hat
sich auf eine dienende Rolle zugunsten der
Wirtschaft zurückgezogen. Das ist keine Po-
lemik, sondern ist in der Regierungser-
klärung so niedergeschrieben: »Arbeit
braucht Wachstum und Wachstum braucht
Freiheit«. Gemeint ist die halbierte Freiheit
der Angela Merkel, die des Unternehmers.
Wohin führt diese Freiheit? Merkel: In zehn
Jahren soll Deutschland in Europa unter den
drei wirtschaftsstärksten Nationen sein; die
Politik als Coach der Wirtschaft. Das heißt
auch, was Rot-Grün noch wollte – der Poli-
tik eine Richtung und ein Gesicht geben –,
aber wegen eigenem Unvermögen und Wi-
derständen aus Lobby und Wirtschaft nicht
vermochte, das wird heute nicht einmal mehr
versucht. So liegen diese Themen letztlich

brach, drei Themen, die
für die Gesellschaft einer-
seits von grundlegender
Bedeutung sind und an-
dererseits schon lange
nicht mehr als Kür, son-
dern als politische Selbst-
verständlichkeiten ange-
sehen werden. Drei The-

men, die kein linkes, sondern im besten Sin-
ne ein christlich-konservatives Programm
ausmachen. Themen, die nicht mehr polari-
sieren, sondern ihrer Umsetzung harren.

Warum kann da die Opposition nicht ein-
springen, die Linkspartei, die Grünen, zu-
sammen mit weiteren in anderen Parteien be-
heimateten Gleichgesinnten? Die Linken und
konservative Themen – das ist tatsächlich auf
den zweiten Blick schlüssiger als auf den er-
sten. Die Linken, egal in welcher Partei, sind
nicht der Politik der Kommerzialisierung
verfallen. Deshalb sind sie geeignet, diese
Themen in die Hand zu nehmen, ohne dass
diese in Gefahr geraten, zu weiteren Elemen-
ten einer platten Ökonomisierung zu ver-
kommen. Es sind Themen, bei denen sich lin-
ke kapitalismuskritische Perspektiven und
Wertvorstellungen mit konservativen, mit
christlich-konservativen treffen: beispiels-
weise Bildung als Bürgerrecht und nicht als
Ware begreifen. Letztlich können diese ge-
nannten Themen und Projekte auch als kon-
servative betrachtet werden, weil sie in Teilen
wenigstens als Aufräumarbeit dessen ver-
standen werden müssen, was privatkapitali-
stisches Wirtschaften zerstört hat. 

Gesellschaftliche Mehrheits-Themen be-
wusst aufzugreifen und ihnen die eigene Po-
litik zu widmen, das ist eine Chance für die
Linke, sie hat – im Gegensatz zu anderen po-
litischen Kräften – auch Erfahrungen und ein
Verständnis davon, wie im Parlament und zu-
gleich außerhalb des traditionellen politi-
schen Systems Themen-Koalitionen gebildet
werden können, um diese große Koalition
wenigstens programmatisch-publizistisch so
zu treiben, dass sie ins Schwitzen kommt. Es
wäre zugleich für die oppositionelle Linke
der Versuch, sich auf einem Mittelweg zu
profilieren – zwischen dem bloßen Mitma-
chen und dem bloßen Dagegensein. ■

Robert Kurz

Kein Ruck vor dem Schluck
TARIFRUNDE ■  Mit harten Bandagen treten die Gewerkschaften jedenfalls nicht an

Die Wirtschaft brummt, profitieren
wieder nur die Bosse?« Mit dieser po-
pulistischen Formulierung reklamiert
selbst der stramm neoliberale Wirt-

schaftssender n-tv eine Teilhabe der Lohnar-
beiter am gefeierten Konjunkturaufschwung.
Dagegen signalisiert das Management, für die
anstehenden Tarifverhandlungen in Schlüs-
selbranchen wie Metall und Chemie seien
höchstens drei Prozent möglich – nicht mehr
als beim Metall-Abschluss 2006. 

Ein Teil des IG-Metall-Vorstands wollte
diesmal gar sieben Prozent verlangen. Be-
schlossen wurden schließlich 6,5 Prozent.
Offenbar sollte die Differenz zum späteren
Abschluss nicht überhand nehmen. Ange-
sichts steigender Arbeitszeiten, sinkender
Reallöhne, wachsender Leistungshetze und
zahlloser Konzessionen etwa beim Weih-
nachts- und Urlaubsgeld in den zurücklie-
genden Jahren wäre eine überdurchschnittli-
che Lohnerhöhung zwar überfällig – die Fra-
ge ist nur, wie steht es um die gewerkschaft-
liche Kampfkraft? 

Der strukturelle Wandel im Lohngefüge
könnte abermals einen Strich durch die
Rechnung machen, denn die Flächentarife
sind längst durchlöchert. Besonders in Ost-
deutschland haben viele Betriebe den Tarif-
verbund verlassen. Auch innerhalb der Tari-
fe gibt es zusehends die Konzentration auf
Kernbelegschaften. Durch befristete Leihar-

beit bleiben viele Beschäftigte jenseits des
Branchentarifs, auch wenn sie im gleichen
Unternehmen arbeiten. Außerdem haben
nicht nur die großen Konzerne mittels »Ou-
tsourcing« ganze Belegschaftsteile in wesent-
lich niedriger bezahlte Dienstleistungsbran-
chen einsortiert. Nach überstandener Ar-
beitslosigkeit finden sich viele ehemalige In-
dustriearbeiter in prekären Beschäftigungen
außerhalb von Sozialversicherungspflichten
wieder. Der oft beklagte Mitgliederschwund
der Gewerkschaften ist auch darauf zurück-
zuführen – die aus den Tarifreservaten Ver-
stoßenen fühlen sich nicht mehr vertreten. 

Noch in den siebziger und achtziger Jahren
war es integraler Bestandteil von Tarifforde-
rungen, besonders die unteren Lohngruppen
anzuheben. Heute gilt die Devise: Aus den
Augen, aus dem Sinn. Die zuletzt mageren
Tariferhöhungen ziehen das allgemeine
Lohnniveau nicht mehr mit, stattdessen reißt
die gewollte Lohnspreizung stets tiefere Grä-
ben auf.

Ohnehin grassiert auch unter tariflichen
Vollzeitarbeitern die Angst, wie sich das ge-
rade bei Airbus und in der Autoindustrie
zeigt. Ganz unabhängig von der konjunktu-
rellen Oberfläche wirken Rationalisierung
und Globalisierung ungebremst weiter. War-
um ist in allen Branchen der Krankenstand
auf das niedrigste Niveau seit Einführung der
Lohnfortzahlung gefallen? Weshalb schlep-

pen sich selbst Grippekranke noch an ihren
Arbeitsplatz?

Die gewerkschaftliche Ausrichtung auf
schrumpfende Kernbelegschaften geht mit
einer schwindenden Durchsetzungsfähigkeit
einher. Von einem Durchbrechen der Bran-
chengrenzen, einem resoluten Aufbegehren
in Sachen Mindestlohn – gar einer gesell-
schaftlichen »Massenstreik«-Debatte ist
natürlich nicht die Rede. Zu groß scheint die
Furcht  vor Kontrollverlust.

Wenn jetzt die leicht abgegriffene Formel
vom »Schluck aus der Pulle« kursiert, ver-
weist die Begründung auf den allseits be-
schworenen Aufschwung. Es ist ein altes
Problem der Gewerkschaften, dass sie ihre
Forderungen nicht an die Lebensbedürfnisse,
sondern »volkswirtschaftlich« an die Akku-
mulationsfähigkeit des Kapitals binden. Den-
noch gab es in der Vergangenheit – wie vage
auch immer – im Hintergrund die Frage nach
der sozialen Alternative. Nach dem Unter-
gang des Staatssozialismus gähnt auf dieser
Baustelle nur noch ein schwarzes Loch. Was
aber, wenn sich der weitgehend von globalen
Defizitkreisläufen (etwa der einseitigen chi-
nesischen Exportindustrialisierung) abhängi-
ge Konjunkturfrühling abermals als wetter-
wendisch erweisen sollte? Mit harten Banda-
gen treten die Gewerkschaften jedenfalls
nicht an. Es wird sich zeigen, wie weit die al-
ten Rituale noch tragen. ■

Die Linken und konservative
Themen – das ist tatsächlich auf
den zweiten Blick schlüssiger als
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